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Ärger über E-Trottinette
Sogar die Verleiher wollen mehr Regulierung im Kampf gegen den Wildwuchs

IRÈNE TROXLER

Beim Zürcher Jugendzentrum Dynamo
versperren regelmässig gedankenlos
abgestellte E-Trottinette den ohnehin
schmalen Veloweg.Auf dem Basler Bar-
füsserplatz wurde letztes Jahr eine Frau
angefahren. Sie schlug mit dem Kopf
an eine Hauswand und blieb bewusst-
los liegen. Der Trotti-Lenker fuhr ein-
fach davon.

Je mehr E-Trottinette durch Städte
und Agglomerationen flitzen, desto öfter
regen sich andere Verkehrsteilnehmer
über sie auf, vor allem die Fussgänger.
Dabei wäre die Grundidee bestechend:
Leihtrottinette sollen Autofahrten erset-
zen und so den urbanen Verkehr ökolo-
gischer machen. Doch Schlagzeilen ma-
chen sie zunehmend als Stolperfallen in
der Fussgängerzone und weil die Lenker
verbotenerweise auf dem Trottoir fahren
und Passanten erschrecken.

Der Verkehrspsychologe Markus Ha-
ckenfort von der Zürcher Hochschule
für Angewandte Wissenschaften sagt:
«Wir beobachten ein flächendeckendes
rechtswidriges Verhalten, übrigens auch
bei Velos.» Allerdings seien die «Trottis»
problematischer, weil sie zusätzlich auch
im Weg stünden.

Zunahme von Konflikten

Auch Marionna Schlatter, Präsiden-
tin von Fussverkehr Schweiz, sieht eine
Zunahme von Konflikten auf den Trot-
toirs und erhält erboste Reaktionen von
Fussgängern. Sie sagt, diese E-Scooter-
Fahrten führten vor allem über Wegstre-
cken, die vorher zu Fuss oder mit dem
öV zurückgelegt worden seien. Sie leis-
teten keinen nennenswerten Beitrag
zur Erreichung ökologischer und kli-
matischer Ziele. Das gehe aus neueren
Studien hervor.

Besonders unangenehm sei der
Wildwuchs für Menschen mit Seh- oder
Gehbehinderungen, sagt Marc Butti-
caz vom Verband Pro Infirmis. Die Trot-
toirs in den Städten seien oft schon mit
Reklametafeln, Abfallkübeln und ab-
gestellten Velos verstellt. Wenn auf
dem engen Raum auch noch motori-
sierte Zweiräder unterwegs seien und
die Miettrottinette den Weg versperr-
ten, werde es für Menschen mit Behin-
derungen gefährlich.

Eigentlich wären die Regeln klar:
Wird ein Trottinett auf dem Gehweg
abgestellt, müssen mindestens 1,5 Meter
Platz für die Fussgänger bleiben. Doch
da sie keine Kontrollschilder haben,
kann man falsch parkierte Fahrzeuge
keinem Halter zuordnen, und ein Rück-
griff auf die Verleiher ist nicht vorge-
sehen. Auch beim zweiten Ärgernis ist

die Rechtslage klar: Es ist verboten, mit
dem E-Trottinett auf dem Trottoir oder
in Fussgängerzonen zu fahren. Was ist
also zu tun? Müsste die Polizei mehr
Kontrollen machen?

Bussen zu verteilen, sei eine Möglich-
keit, findet Hackenfort.Allerdings sei das
unangenehm für die Polizei, da die Len-
ker ihr Verhalten als Kavaliersdelikt an-
schauten und fänden: «Das tut doch nie-
mandem weh.» Sein Berufskollege, der
Verkehrspsychologe Urs Gerhard aus
Basel, nennt noch einen anderen Grund
für den Verzicht auf Sanktionen: In rot-
grün regierten Städten wie Basel, in denen
Veloförderung zuoberst auf der Agenda
stehe, könne die Politik sich nicht mit den
Velofahrern anlegen. «Heute fahren auch
70-Jährige bei Rot über die Ampel. Das
können Sie fast nicht mehr ändern, wenn
sich dieses Verhalten einmal eingeschlif-
fen hat», sagt Gerhard.

Diese Duldsamkeit scheint sich
auch auf die Trottinette zu übertragen,
wie sich in Zürich zeigt: «Die Stadt-
polizei macht keine Jagd auf E-Trotti-
netts», schreibt Robert Soós, Kommuni-
kationsleiter des Polizeidepartements,
auf die Frage nach Sanktionen. Gebüsst
werde bloss im Rahmen von norma-
len Patrouillen und Verkehrskontrollen.
Die Zahl der Kontrollen von Zweirad-

fahrern hat gemäss seinen Angaben so-
gar abgenommen seit 2021. Routinekon-
trollen genügten nicht, findet der Ver-
kehrspsychologe Gerhard. Gegen die
Verrohung der Sitten müsse die Polizei
gezielter vorgehen, mit Präventionskam-
pagnen und Bussen.

Schnell und ohne Helm unterwegs

Die E-Trottinett-Lenker und -Len-
kerinnen sind meist schnell und ohne
Helm unterwegs. Eine Gefahr sind sie
vor allem für sich selbst. Die Zahl der
Verletzten stieg schweizweit von 91 im
Jahr 2019 auf 512 im Jahr 2022. Diese
verunfallten Trottinettlenker kollidier-
ten mit Autos, Velos und Fussgänge-
rinnen. Die meisten Unfälle waren
aber Selbstunfälle. Oft war Alkohol im
Spiel, obwohl auch bei E-Trottinetten
die 0,5-Promille-Grenze gilt. Die Dun-
kelziffer ist hoch, denn in der Statistik
tauchen nur Fälle auf, die nach einem
Arztbesuch bei einer Unfallversiche-
rung gemeldet werden.

Die meisten Schweizer Städte ringen
mit dem Thema. Viele schauen zu, an-
dere versuchen, regulierend einzugrei-
fen, oder unterbinden den Verleih. Ein
Grundproblem ist die hohe Zahl der
E-Trottinette. In Zürich gibt es fünf Ver-

leihfirmen. Jede darf maximal 800 Fahr-
zeuge anbieten, das macht 4000 Trotti-
nette. Sie verteilen sich vor allem auf die
Innenstadt, weil dort die Nachfrage am
grössten ist.

St. Gallen hingegen hat nur einen
Anbieter zugelassen und die Zahl der
Leihtrottinette auf 300 limitiert. Auch
Bern entschied sich von Anfang an
für einen einzigen Anbieter. Die Ge-
meinde Cham (ZG) hat kürzlich be-
kanntgegeben, dass der Trottinettver-
leih beendet werde, ebenso wie Wetzi-
kon im Kanton Zürich. Die Stadt Zug
will künftig nur noch einen Anbieter ge-
währen lassen.

Auch die Verleiher rufen mittlerweile
nach mehr Regulierung. In einem Posi-
tionspapier der Branche heisst es an ers-
ter Stelle: «Freefloating Scooter-Sharer
sind keine Freibeuter – sie brauchen und
begrüssen zielführende Regulierungen.»
Diese Einsicht sei schon vor dem Ver-
bot in Paris gereift, sagt Jonas Schmid
von Chacomo, der Branchenorganisa-
tion der Shared Mobility. Er empfiehlt
den Städten, weniger Anbieter zuzulas-
sen. Bei Bedarf könnten im Dialog mit
den Anbietern auch Sperrzonen einge-
richtet werden, in denen weder parkiert
noch gefahren werden dürfe. Technisch
wäre vieles möglich: Mit Geofencing

kann man die Fahrzeuge beispielsweise
in Fussgängerzonen abbremsen oder
ganz stoppen. Oder man sorgt dafür, dass
die Miete weiterläuft, wenn jemand sie
am falschen Ort abstellt. Die ganze Bran-
che stehe auch dahinter, wenn man fehl-
baren Lenkern Bussen verpasse, denn die
Verleiher täten viel dafür, damit alle die
Regeln kennten. Voi und Tier machten
nachts sogar einen digitalen Fahrtüchtig-
keitstest auf dem Smartphone, bevor ein
Trottinett freigeschaltet werde, sagt der
Branchenvertreter.

Jonas Schmid kann sich mittlerweile
auch vorstellen, ein Stück weit vom Free-
Floating-System abzuweichen. Denkbar
wäre etwa das folgende hybride Modell:
In den Aussenquartieren kann man das
Trottinett abstellen, wo man will, aber in
der Innenstadt muss es auf vorgegebe-
nen Flächen parkiert werden. Für die
Anbieter sei es wichtig, niemandem zur
Last zu fallen, sagt Schmid. Sonst leide
die Akzeptanz für diese Mobilitätsform.

Noch würden die technischen Mög-
lichkeiten von den Städten nicht ausge-
schöpft. Schmid betont, dass die Fahr-
zeuge immer umweltfreundlicher wür-
den. Heute sei ihre Ökobilanz pro
zurückgelegtem Personenkilometer
ähnlich wie die eines Trams. Er beob-
achte, dass die Trottinette auch bei Auto-
affinen Menschen gut ankämen. Daraus
schliesst er, dass sie längerfristig Autos
ablösen könnten. In Zürich ersetze be-
reits heute jede zehnte Trottinettaus-
leihe eine Autofahrt.

Soll der Vormarsch der Miettrotti-
nette hierzulande nicht wie in Paris ab-
rupt mit Verboten enden, braucht es
wohl regulierende Massnahmen. Diese
Einsicht scheint sich langsam durchzu-
setzen. Zürich hat kürzlich beschlossen,
Schulareale für E-Trottinette zu sper-
ren, und bremst sie beispielsweise in der
Fussgängerzone des Niederdorfs ab. Zug
schreibt ab 2024 vor, wo man die Fahr-
zeuge parkieren muss. Basel verbannt
die E-Scooter per Geofencing aus allen
Fussgängerzonen und Grünanlagen.

Markus Hackenfort weist darauf hin,
dass es in den USA besser funktioniere
als in der Schweiz. In San Francisco bei-
spielsweise müsse man die Fahrzeuge
nach Gebrauch mit einem Schloss an
einem Veloständer anbinden. Sie ganz
aus den Städten zu verbannen, wäre
falsch, findet der Verkehrspsychologe.
Autos beanspruchten viel mehr Platz,
obschon sie meist auch nur eine Per-
son transportierten. «Wir dürfen die
E-Trottinette nicht dafür bestrafen,
dass sie zuletzt gekommen sind, als der
gesamte Strassenraum schon vergeben
war.» Wer einen ökologischeren Stadt-
verkehr wolle, müsse eben auch den
Platz anders verteilen.

In Zürich, im Bild die Europaallee, warten insgesamt 4000 E-Trottinette von fünf Verleihern auf Benutzer. MICHAEL BUHOLZER / KEYSTONE

Kleines Land, was nun?
Für das Fürstentum Liechtenstein ist das goldene Zeitalter vorbei – es braucht eine neue Strategie

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Auch kleine Länder, die nur einen be-
grenzten Heimmarkt aufweisen, konn-
ten in den letzten Jahrzehnten von der
internationalen Wirtschaftsverflechtung
profitieren. Die Globalisierung habe
der liechtensteinischen Volkswirtschaft
«goldene Zeiten» beschert, stellt eine
neue Studie der Stiftung Zukunft.li fest.
Gleichzeitig bekam der global ausge-
richtete Industriesektor auch die Kehr-
seite zu spüren. Die weltweiten Turbu-
lenzen – angefangen bei der Finanz-
krise 2008 bis zum gegenwärtigen Sys-
temwettbewerb zwischen der USA und
China – zeigten sich in folgenreichen
Handels- und Technologiekonflikten.

Noch sei unklar, wie die neue Welt-
ordnung aussehen werde, geben die Stu-
dienautoren Peter Eisenhut und Thomas
Lorenz zu, doch zeichne sich ein «Zeit-
alter der Polykrise» ab, wonach die Welt
durch mehrfache systemische Risiken
bedroht werde. Für Liechtenstein wirk-
ten sich laut Zukunftsstiftung besonders

die Veränderungen in der Handelspoli-
tik aus. Kleine Länder ohne natürliche
Ressourcen und mit einem begrenzten
Binnenmarkt würden von protektionis-
tischen Massnahmen besonders tangiert.
Liechtenstein sei davon in einem erhöh-
ten Ausmass betroffen, weil der Anteil
der Industrie von 37 Prozent am BIP
beinahe doppelt so stark ins Gewicht
falle wie in der Schweiz.

Internationales Leichtgewicht

Die von der Studie beschriebenen «gol-
denen Zeiten» zeigen sich darin, dass das
reale BIP von 1990 bis 2022 um 120 Pro-
zent angestiegen ist. Bis zur Jahrtausend-
wende habe Liechtenstein vor allem vom
Beitritt zum EWR und zur World Trade
Organization profitiert, danach schwäch-
ten die Wachstumsraten ab. Die Zei-
ten der beeindruckenden BIP-Wachs-
tumsraten sind für Liechtenstein schon
seit geraumer Zeit vorbei. Nun kom-
men laut Zukunftsstudie neue Heraus-
forderungen für den Welthandel hinzu –

mit der Reduktion der internationa-
len Abhängigkeiten und mit dem Über-
gang zu einer klimaneutralen Wirtschaft.
Was kann ein Leichtgewicht wie Liech-
tenstein, für dessen Wirtschaft laut Stu-
die ein regelbasiertes Handelssystem
von entscheidender Bedeutung ist, an-
gesichts dieser Herausforderungen tun?

Die Zukunftsstiftung plädiert für ein
aktives Engagement bei der Reform der
WTO, denn diese Organisation verfolge
das Ziel, den internationalen Handel
zwischen den Mitgliedsländern zu er-
leichtern, zu fördern und zu regulieren.
«Liechtenstein hat ein grosses Interesse
am Fortbestand der WTO und sollte
daher einer ambitionierten Reform der
Organisation höchste Priorität zukom-
men lassen», steht in der Studie. Ausser-
dem solle die Partnerschaft mit der EU,
der wichtigsten Handelsregion für die
liechtensteinische Wirtschaft, vertieft
werden. Dafür sei die EWR-Mitglied-
schaft die geeignete Plattform, wie sich
schon bisher erwiesen habe. Ähnliches
gelte auch für den Abschluss von Frei-

handelsabkommen durch die Efta, der
Liechtenstein ebenfalls angehört.

Schwäche Multilateralismus

Liechtenstein könne aufgrund der be-
schränkten Ressourcen nicht am zuneh-
menden Protektionismus- und Subven-
tionswettbewerb teilnehmen, stellt die
Studie weiter fest und empfiehlt eine libe-
rale Wirtschaftspolitik. Der Staat sollte
für Rechtssicherheit und stabile politi-
sche Verhältnisse, für eine zuverlässige
Energieversorgung und für ein attraktives
Steuersystem sorgen – für die Gestaltung
von optimalen Lieferketten, für Innova-
tionen, die Positionierung im Weltmarkt
und das Management der Risiken seien
die Unternehmen zuständig.

Angesichts der Schwäche des Multi-
lateralismus gewinne die Vertiefung
der bilateralen Beziehungen mit ausge-
wählten Ländern an Bedeutung. Zen-
tral für Liechtenstein sei die enge wirt-
schaftliche Anbindung an die Schweiz:
«Der Zollvertrag ermöglicht liechten-

steinischen Unternehmen nicht nur den
uneingeschränkten Marktzugang zum
Schweizer Markt, sondern den Zugang
zu anderen Ländern.»

Bei den in der Studie enthaltenen
Zahlen sticht die Entwicklung des Aus-
senhandels mit China ins Auge.Während
China im Jahr 1995, als Liechtenstein
dem EWR beitrat, mit einem 0,4-Pro-
zent-Anteil an den Exporten noch ein
unbedeutender Kunde war, stieg die-
ser Anteil in der Zwischenzeit auf über
8 Prozent an: von 9 auf 286 Millionen
Franken. Mit diesem Volumen wurde
China zum viertwichtigsten Exportland
für Liechtenstein.

Die veränderte Wahrnehmung des
Reichs der Mitte in der globalen Staa-
tengemeinschaft, fordern die Zukunfts-
strategen, sollte auch das Fürstentum zu
einem Überdenken anregen. Die wach-
senden Meinungsunterschiede bezüglich
der Menschenrechte, der Rechtsstaat-
lichkeit und des Völkerrechts würden
es rechtfertigen, dass Liechtenstein eine
«eigene China-Strategie» entwickle.
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Noch nie war die Deutschschweiz
im Bundesrat derart untervertreten wie heute
Ein Rückblick auf 175 Jahre Sprachenakrobatik und Regionenbasar bei der Regierungsbildung

FABIAN SCHÄFER, BERN

Denn sie wussten, was sie tun.Mit voller
Absicht ist das Parlament bei den Bun-
desratswahlen im vergangenen Dezem-
ber von den Regeln abgewichen.Als es
darum ging, die Nachfolge von Simo-
netta Sommaruga zu bestimmen, hat
sich überraschend Elisabeth Baume-
Schneider durchgesetzt, die Aussensei-
terin aus dem Jura. Eine Romande für
eine Deutschschweizerin.

Damit setzte sich das Parlament, so
hart es klingen mag, über die Bundes-
verfassung hinweg. Diese sagt nicht viel
zur Zusammensetzung des Bundesrats,
aber was sie sagt, ist relativ klar: «Da-
bei ist darauf Rücksicht zu nehmen, dass
die Landesgegenden und Sprachregio-
nen angemessen vertreten sind.» Was
genau «angemessen» bedeutet, darüber
lässt sich streiten.

Klar ist aber, dass die heutige Zu-
sammensetzung nicht angemessen ist –
und zwar in beiden Kategorien: bei den
«Landesgegenden», vor allem aber bei
den «Sprachregionen». 71 Prozent der
Schweizerinnen und Schweizer sind laut
Bundesamt für Statistik deutschspra-
chig. Im Bundesrat aber sitzen nur noch
drei Magistraten dieser Sprachregion
(Karin Keller-Sutter,ViolaAmherd,Al-
bert Rösti). Das ergibt einenAnteil von
gut 40 Prozent.

Der Zustand könnte andauern

So deutlich die Untervertretung der
deutschsprachigen Mehrheit ist, so klar
ist die frankofone Schweiz überrepräsen-
tiert. Ihr Bevölkerungsanteil beträgt 24
Prozent, im Bundesrat aber sitzt sie mit
einem Trio am Tisch (Alain Berset, Guy
Parmelin, Elisabeth Baume-Schneider).
Privilegiert ist auch die Svizzera italiana
mit Ignazio Cassis: Ihrem Bevölkerungs-
anteil von 6 Prozent steht ein «Bundes-
ratsanteil» von 14 Prozent gegenüber.

So schief diese Verteilung auch ist:
Manche im Bundeshaus möchten, dass
sie bestehen bleibt. Allen voran der
Waadtländer Roger Nordmann, der als
Nachfolger von Alain Berset kandidiert.
Als erfahrener Nationalrat und ehema-
liger Fraktionschef, der auch in bürger-
lichen Kreisen wohlgelitten ist, sind seine
Chancen intakt.

Mit NordmannsWahl in den Bundes-
rat würde das Parlament einen historisch
einmaligen Zustand verlängern.Noch nie
seit Gründung des Bundesstaats 1848 hat
sich das Parlament für eine sprachlich
derart verzerrte Komposition der Lan-
desregierung entschieden, wie sie seit
Anfang 2023 gilt.Diese Diagnose erlaubt
ein wissenschaftlicher Datensatz zu allen
Bundesratsmitgliedern von 1848 bis 2015,
der unter anderem die Sprache umfasst;
zusammengestellt haben ihn der Polito-
loge Nenad Stojanovic und Anja Giu-
dici, die sich als Erziehungwissenschaf-
terin mit Sprachenpolitik befasst.

In all den Jahrzehnten gab es viele
unterschiedliche sprachliche «Cocktails»
im Bundesrat – noch nie aber einen wie
den heutigen. Vor allem eines zeigt der
Blick zurück: Ein Bundesratskollegium,
in dem gleich viele Deutschschweizer wie
Romands sitzen, hat es vor 2023 noch gar
nie gegeben. Die häufigste Aufteilung
seit 1848 ist 5:2 – fünf Deutsch- und zwei
Französischsprachige.Damit sind die bei-
den grössten Sprachregionen relativ fair
abgebildet. Aber das genügt nicht, auch
die italienische Schweiz hat Anspruch
auf eine angemessene Vertretung – die
allerdings in ihrem Fall keine dauerhafte
sein kann. Von 1848 bis heute war sie
etwa die halbe Zeit abwesend, gesamt-
haft aber mit fast 7 Prozent aller Bundes-
räte sogar leicht übervertreten.

Vor 100 Jahren viersprachig

In den Phasen, in denen ein Tessiner
mitregierte,war es häufiger die deutsche
Schweiz, die auf einen Sitz verzichtete.
Die sprachlich vielfältigsten Jahre waren

1913 bis 1920, als mit Felix-Louis Calon-
der der erste und bisher einzige Bun-
desrat rätoromanischer Zunge im Amt
war und gleichzeitig auch ein Tessiner
im Gremium sass (der Langzeitbundes-
rat Giuseppe Motta).

Die Gesamtbilanz fällt zugunsten
der Minderheiten aus: Die Romandie
war gemessen an der Anzahl Bundes-
räte deutlich, die italienischsprachige
Schweiz leicht übervertreten, die Räto-
romanen waren angemessen repräsen-
tiert – klar untervertreten waren einzig
die Deutschsprachigen. Sie stellten im
Verlauf der Jahrzehnte 71 bis 73 Prozent
der Schweizer Bevölkerung, bis dato
aber lediglich 64 Prozent aller Bundes-
räte. Das mag als noble und kluge Zu-
rückhaltung derMehrheit seine Berech-
tigung haben.

In den letzten Jahren aber hat die
Deutschschweizer Bescheidenheit bei
der Vergabe der Sitzplätze im helveti-
schen Machtzentrum zunehmend ver-
blüffende Ausmasse angenommen.
Diese ungewöhnliche Phase hat schon
2015 angefangen, als entgegen aller
Usanz mit Guy Parmelin ein dritter
Romand gewählt wurde.

Nähmen es Romands gelassen?

Definitiv unangemessen ist die Ver-
teilung seit Anfang 2023 mit drei
Romands und drei Deutschschweizern
sowie einemTessiner.DieWahl Baume-
Schneiders ist nachhaltig erstaunlich, zu-
mal keine zwingenden Gründe erkenn-
bar sind.Mit der Basler Ständerätin Eva
Herzog stand eine ausgewiesene Politi-
kerin mit der «richtigen» Sprache zur
Verfügung.

Umso deutlicher steht ein anderer
Verdacht im Raum: Ein relevanter Teil
des Parlaments hat den sprachpoliti-
schen Kollateralschaden in Kauf genom-
men, um die – tatsächlich oder vermeint-
lich – harmlosere, schwächere Bundes-
rätin zu wählen. Ähnliche Motive dürf-
ten bereits 2015 eine Rolle gespielt
haben, als bei derWahl des neuen SVP-
Bundesrats Guy Parmelin mehr Stim-
men erhielt als Thomas Aeschi.

Zu hören ist auch die These, dass die
Bedeutung der Sprachenfrage nachlasse.
Man sehe den nationalen Zusammen-
halt heute nicht mehr sofort gefährdet,
wenn die eine oder andere Gruppe tem-

porär nicht angemessen eingebunden
sei. Auch die entspannten Reaktionen
auf die Kandidatur von Roger Nord-
mann lassen annehmen, dass dasThema
weniger virulent ist als auch schon.

Ob aber die Sprachenfrage wirklich
entschärft ist, dürfte sich erst zeigen,
wenn es wieder einmal die Romandie
ist, die zugunsten der Deutschschweiz
verzichten soll.Das könnte der Fall sein,
wennGuy Parmelin dermaleinst zurück-
tritt – und dieWestschweiz plötzlich nur
noch einen Bundesrat hat. Jedenfalls
käme die SVP in grösste Nöte, wenn sie
eineWestschweizer Kandidatur aus dem
Hut zaubern müsste.

Kurzum, en bref, in breve: Man darf
gespannt sein, wie das Parlament aus
der sprachpolitischen Verwirrung her-
ausfindet, in die es sich mit den letzten
Bundesratswahlen manövriert hat.

Bleibt noch der andere Auftrag der
Verfassung:Wie steht es um die Berück-
sichtigung der verschiedenen «Landes-
gegenden» im Bundesrat? Vorab fragt
sich, wie man diese Gegenden definie-

ren will. Es kursieren verschiedene Les-
arten, jede Region argumentiert gern mit
der Grenzziehung, aus der sie den gröss-
ten Anspruch ableiten kann. Die Verfas-
ser des Bundesrats-Datensatzes arbeiten
mit den siebenGrossregionen,wie sie das
Bundesamt für Statistik festgelegt hat.

Und siehe da: Die Verteilung ist im
grossen Ganzen – wenn man bedenkt,
welche anderen Dimensionen von Partei
bis Geschlecht auch nochmitspielen – gar
nicht so schlecht: Klar übervertreten sind
der EspaceMittellandmit den vielen Ber-
ner Bundesräten sowie, aus sprachpoliti-
schen Gründen, dasTessin.Trotz dem be-
reits bestehenden Berner «Overkill» wird
erwartet, dass die SP-Regierungsrätin Evi
Allemann dieser Tage ihre erneute Bun-
desratskandidatur bekanntgibt. Mit ihr
undAlbert Rösti wäre Bern wenige Jahre
nach dem Duo Simonetta Sommaruga /
Johann Schneider-Ammann schon wieder
doppelt vertreten.

Untervertreten sind hingegen die
Zentralschweiz und – in deutlich stär-
kerem Ausmass – die Nordwestschweiz.
Dieses Manko liesse sich im Dezember
mildern. Für die Nachfolge von Alain
Berset kandidiert bei der SP mit dem
Basler Regierungsrat Beat Jans auch ein
Vertreter der Nordwestschweiz, der erst
noch aus einem Kanton kommt, der seit
fünf Jahrzehnten nicht mehr im Bundes-
rat vertreten war.

Allerdings fällt auf, dass Jans bis an-
hin wenig mit seiner Herkunft zu punk-
ten versucht und dafür andereVorzüge in
denVordergrund stellt.Gerade die letzte
Bundesratswahl hat gezeigt, dass im Par-
lament andere Faktoren wichtiger sind.
Der gewichtigste ist nach wie vor die Par-
teizugehörigkeit.

Parteipolitisch rigide

Es ist originell: Die Verfassung macht
klare Vorgaben zur sprachlichen und
regionalen Zusammensetzung des Bun-
desrats, an die sich das Parlament aber
nur selektiv hält. Hingegen operiert es
bei der parteipolitischen Zusammenset-
zung – von einigen Turbulenzen abge-
sehen – seit Jahrzehnten äusserst diszipli-
niert, obwohl ihm die Verfassung in die-
ser Hinsicht völlige Freiheit lässt.

Daran dürfte sich auch im Dezember
nichts ändern. Wenn hier und dort be-
hauptet wird, die Grünen könnten viel-
leicht den frei werdenden Sitz der SP er-
obern, sind das eher verzweifelte Ver-
suche, Spannung zu erzeugen. Ein sol-
ches Abenteuer werden die grossen
Fraktionen im eigenen Interesse verhin-
dern. Sprachpolitische Frivolitäten sind
dem Parlament zuzutrauen. Bei der Par-
teipolitik aber hört der Spass auf.

Auch auf lange Sicht
fällt die Gesamtbilanz
zugunsten
der Minderheiten aus.

ANZEIGE

klinik-aadorf.ch

Depressionen, Angststörungen, Burnout |
Essstörungen | Adipositas | Psychotherapie 50+

JAHRE
PRIVATKLINIK
AADORF

Burnout? Wir
sind für Sie da!
Mit massgeschneiderten
Behandlungen in diskreter und
persönlicher Atmosphäre.


